Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 29. Juni 1970 

III/l - 68070 - E - AM 3/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäisdien Gemeinschaften 

hier: Personalpolitik in der Europäisdien Wirtschafts- 
gemeinsdiaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäisdien Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Entwurf 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) des Rates 
Nr. .../70 zur Änderung der Verordnung Nr. 422/67/ 
EWG, Nr. 5/67/Euratom des Rates vom 25. Juli 1967 über 
die Regelung der Amtsbezüge für den Präsidenten und die 
Mitglieder der Kommission sowie für den Präsidenten, die 
Riditer, die Generalanwälte und deU Kanzler des Gerichts- 
hofes. 

Der Entwurf der genannten Verordnung ist vom Sekretariat des 
Rates ausgearbeitet worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannen Entwurf ist 
nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Entwurfs durch den 
Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war dem Entwurf nicht beigefügt. 


Brandt 


Drude.: Buchdrude erei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 5A, Telefon 6 35 51 
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Entwurf einer Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. . . ./70des Rates 
zur Änderung der Verordnung Nr. 422/67/EWG, Nr. 5/67/ 
Euratom des Rates vom 25. Juli 1967 über die Regelung der 
Amtsbezüge für den Präsidenten und die Mitglieder der Kom- 
mission sowie für den Präsidenten, die Rlditer, die General- 
anwälte und den Kanzler des Gerichtshofes 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Einsetzung eines ge- 
meinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften, insbesondere 
auf Artikel 6, 

in der Erwägung, daß es dem Rat obliegt, die Ge- 
hälter, Vergütungen und Ruhegehälter für den Präsi- 
denten und die Mitglieder der Kommission und für 
den Präsidenten, die Richter, die Generalanwälte 
und den Kanzler des Gerichtshofes sowie alle als 
Bezüge anzusehenden Vergütungen festzusetzen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 


1. Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung Nr. 422/67/ 
EWG, Nr. 5/67/Euratom des Rates vom 25. Juli 
1967 erhält folgende Fassung; 

„Das Monatsgrundgehalt der Mitglieder des 
Gerichtshofs wird wie folgt festgesetzt: 


Präsident 
Kammerpräsident 
Richter oder Generalanwalt 
Kanzler 


144 350 bfrs 
130 750 bfrs 
1 17 700 bfrs 
105 650 bfrs" 


2. Artikel 4 Absatz 3 Unterabsatz 1 erhält folgende 
Fassung: 

„Die Mitglieder des Gerichtshofs erhalten eine 
monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von: 

Präsident 24 990 bfrs 

Kammerpräsident 16 065 bfrs 

Richter oder Generalanwalt 10 710 bfrs 

Kanzler 9 765 bfrs" 

Der letzte Unterabsatz des gleichen Absatzes 
wird gestrichen. 


Artikel 2 

Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung Nr. 422/67/ 
EWG, Nr. 5/67/Euratom des Rates vom 25. Juli 1967 
erhält folgende Fassung: 

„Die Mitglieder der Kommission oder des Gerichts- 
hofs haben bei der Aufnahme ihrer Amtstätigkeit 
und beim Ausscheiden aus ihrem Amt Anspruch auf; 


a) die pauschale Erstattung ihrer Einrichtungskosten 
in Höhe von zwei Monatsgrundgehältern; 

b) . ^ (Rest bleibt unverändert)" 

Artikel 3 

1. Artikel 8 der Verordnung Nr. 422/67/EWG, Nr. 
5/67/Euratom des Rates vom 25. Juli 1967 erhält 
folgende Fassung: 

„Die Mitglieder der Kommission oder des Ge- 
richtshofes haben nach Ausscheiden aus ihrem 
Amt Anspruch auf ein Ruhegehalt, das von dem 
Tage an gezahlt wird, an dem sie das sechzigste 
Lebensjahr vollendet haben." 

2. Artikel 9 der genannten Verordnung erhält fol- 
genden Wortlaut: 

„Das Ruhegehalt beträgt für jedes volle Jahr 
der Amtstätigkeit 4,50 v. H. des Grundgehalts 
eines im Amt befindlichen Mitglieds, das die 
gleichen Aufgaben hat wie diejenigen, welche 
der Ruhegehaltsempfänger zum Zeitpunkt seines 
Ausscheidens aus dem Dienst erfüllte, und für je- 
den vollen Monat ein Zwölftel dieses Betrags. 
Das Höchstruhegehalt beträgt 60 v. H. des Grund- 
gehalts eines im Amt befindlichen Mitglieds, das 
die gleichen Aufgaben hat wie diejenigen, welche 
der Ruhegehaltsempfänger zum Zeitpunkt seines 
Ausscheidens aus dem Dienst erfüllte. Wenn der 
Betreffende jedoch im Laufe seiner Amtstätigkeit 
verschiedene Ämter bei der Kommission oder 
dem Gerichtshof wahrgenommen hat, wird das 
für die Berechnung des Ruhegehalts zu berück- 
sichtigende Grundgehalt so festgesetzt, daß die 
Zeiträume, in denen der Betreffende die ver- 
schiedenen Ämter ausgeübt hat, anteilig berück- 
sichtigt werden." 

3. Der in Artikel 10 Buchstabe a der genannten Ver- 
ordnung enthaltene Satz von 25 v. H. wird durch 
den Satz von 30 v. H. ersetzt. Der in Artikel 10 
Buchstabe b genannte Satz von 50 v. H. wird 
durch den Satz von 60 v. H. ersetzt. 


Artikel 4 

Artikel 11 der Verordnung Nr. 422/67/EWG, Nr. 
5/67/Euratom des Rates vom 25. Juli 1967 wird durch 
folgenden Absatz ergänzt: 
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„Dieser Artikel gilt auch für die früheren Mit- 
glieder der Kommission oder des Gerichtshofs, wenn 
ihnen die in Artikel 8 vorgesehene Ruhegehalts- 
regelung zugute kommt oder wenn sie nach Voll- 
endung des 57. Lebensjahres das Übergangsgeld er- 
halten. Dieser Absatz gilt jedoch nicht für die 
Deckung von Risiken, die bereits durch eine andere 
Regelung der sozialen Sicherheit gedeckt sind, 
welche dem früheren Mitglied der Kommission oder 
des Gerichtshofs gewährt wird."' 

Artikel 5 

Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung 422/67/EWG, 
Nr. 5/67/Euratom vom 25. Juli 1967 erhält folgende 
Fassung: 

„]. a) Die Witwe eines während der Dauer seiner 
Amtszeit gestorbenen Mitglieds der Kom- 
mission oder des Gerichtshofs erhält eine 
Hinterbliebenenversorgung in Höhe von 30 
V. H. des zum Zeitpunkt des Todes bezoge- 
nen Grundgehalts. 

Die Witwe eines früheren Mitglieds der 
Kommission oder des Gerichtshofs erhält 
eine Hinterbliebenenversorgung in Höhe von 
60 V. H. des Ruhegehalts, auf das das frühe- 
re Mitglied der Kommission oder des Ge- 


richtshofs am Tage seines Todes gemäß Ar- 
tikel 9 Anspruch hatte. 

b) Die unterhaltsberechtigten Kinder eines Mit- 
glieds oder eines früheren Mitglieds der 
Kommission oder des Gerichtshofs erhalten 
bei dessen Tod eine Hinterbliebenenver- 
sorgung in folgender Höhe; 

- für jede vaterlose Waise 10 V. H. 

- für jede Vollwaise 20 v. H. 
eines Bezugsruhegehalts, das 

- 50 V. H. des Grundgehalts entspricht, wenn 
das Mitglied der Kommission oder des Ge- 
richtshofs während der Dauer seiner Amts- 
zeit gestorben ist. 

- in den übrigen Fällen dem Ruhegehalt 
entspricht, auf welches das frühere Mit- 
glied der Kommission oder des Gerichts- 
hofs gemäß Artikel 9 Anspruch hatte." 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des auf 
ihre Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften folgenden Monats in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 



